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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Soll es kantonalen Regierungen, Parlamenten und Fachdirektionskonferenzen erlaubt
sein, sich in nationale Abstimmungen einzumischen? Jein, meinte das Bundesgericht
2018 als Antwort auf eine Stimmrechtsbeschwerde im Rahmen der Vollgeldinitiative.
Die Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und -direktoren (FDK) hätte nicht
für ein Nein werben dürfen, urteilte das oberste Gericht, hob allerdings die
Abstimmung nicht auf, weil das Resultat sehr deutlich gegen das Begehren sprach.
Gestattet sei eine Einmischung lediglich für Kantonsregierungen und die Konferenz der
Kantonsregierungen (KdK), die für alle Kantone spreche, – und auch dies nur dann,
wenn ein Kanton von einem Abstimmungsausgang «nahmhaft betroffen» sei. 
Dieses Urteil stiess bei den Kantonen auf Kritik. Es sei nicht einsichtig, weshalb
Fachdirektionskonferenzen einen «Maulkorb» erhielten. Als mögliche Konsequenz – so
eine Prognose der Medien – würden die Fachdirektionskonferenzen künftig die KdK
mandatieren oder einzelne Kantonsregierungen würden einfach ihre Fachdirektorinnen
und -direktoren beauftragen, Stellung zu beziehen. 

Eine 2018 veröffentlichte Studie hatte derweil gezeigt, dass sich kantonale Akteure in
der Tat zunehmend in nationale Abstimmungen einmischen. Zwischen 2000 und 2018
liess sich eine Vervierfachung solcher Interventionen feststellen.

Im Parlament reichte Raphaël Comte (fdp, NE) eine parlamentarische Initiative ein, mit
der «das Meinungsäusserungsrecht der Kantone anlässlich von Kampagnen zu
eidgenössischen Abstimmungen präzisiert» werden sollte. Ende September 2019 zog
der Neuenburger sein Anliegen allerdings wieder zurück. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.2019
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Föderativer Aufbau

Nachdem es 2013 bei der Abstimmung zum Familienartikel zum neunten Mal zu einer
Kollision zwischen Ständemehr und Volksmehr gekommen war, wurden einige
Vorschläge für eine Revision der Idee des Kantonsschutzes diskutiert. Überbleibsel der
damals rasch wieder verstummenden Diskussionen war eine parlamentarische Initiative
Roger Nordmann (sp, VD), die unter dem Stichwort „Ausbalancierung des Föderalismus“
eine Anpassung des Ständermehrs und der Zusammensetzung des Ständerates an
heutige Verhältnisse forderte. Eine Anpassung sei insbesondere deshalb vonnöten, weil
die französischsprachigen Kantone und die grossen Stadtkantone in der Regel zu den
Verlierern gehörten, wenn das Ständemehr eine Abstimmung entscheide. Der sich in
der Zusammensetzung des Ständerates widerspiegelnde Föderalismus schütze zudem
die Sprachminderheiten nicht. Obwohl in der französischsprachigen Schweiz ein Viertel
und in der italienischsprachigen Schweiz rund 5% der Schweizer Bevölkerung lebten,
seien beide Regionen mit 17% bzw. 4% der Ständeratsmitglieder untervertreten. Die
SPK-NR empfahl mit 13 zu 8 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Sie
begründete dies mit fehlendem Leidensdruck – es habe sich bisher noch nie ein Kanton
beschwert –, mit der Angst vor Instabilität, weil das System dauernd neu angepasst
werden müsste, und mit der geringen Zahl an bisherigen Konfliktfällen zwischen
Stände- und Volksmehr. Obwohl dem Anliegen durchaus auch Verständnis
entgegengebracht wurde – tatsächlich hätten sich die Verhältnisse zwischen kleinstem
und grösstem Kanton stark verändert – wurde es mit 113 zu 58 Stimmen versenkt. Die
Befürwortung stammte aus dem geschlossenen links-grünen Lager unterstützt von zwei
Grünliberalen und einer EVP-Stimme. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.05.2014
MARC BÜHLMANN
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Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Frage der Aufwertung von Halbkantonen zu Kantonen wurde im Berichtsjahr erneut
im Parlament behandelt. Nachdem 1979 und 1981 entsprechende Vorstösse an
Bedenken über eine Gefährdung des Gleichgewichts zwischen deutsch- und
französischsprachigen Kantonen gescheitert waren, hatte Ständerat Miville (sp, BS) 1983
eine neue parlamentarische Initiative eingereicht. Diese beschränkte sich auf eine
Aufwertung von Baselstadt. Die kleine Kammer lehnte diesen Vorstoss mit 36:3
Stimmen deutlich ab, da es nicht angehe, einen einzelnen Halbkanton zu bevorzugen.
Anzumerken ist, dass in Basel selbst in dieser Frage keine Einigkeit herrscht: Der Grosse
Rat überwies gegen den Willen der Regierung einen Vorstoss, der die Streichung des
Verfassungsartikels über die Wiedervereinigung mit Baselland verlangt. Erst dieser
Verzicht würde es Basel erlauben, den Wunsch nach Anerkennung als Vollkanton
überzeugend und ohne Vorbehalte vorzutragen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1987
HANS HIRTER

Ausgehend von der Feststellung, dass sich beim Vollzug von Bundesgesetzen und
-beschlüssen durch die Kantone nicht selten Probleme ergeben, weil diese darauf
schlecht vorbereitet und zudem auch überlastet sind, reichte Ständerat Rhinow (fdp,
BL) eine parlamentarische Initiative zur Verbesserung dieses Zustands ein. Er regte
darin unter anderem an, dass der Bundesrat in seinen Botschaften sich mit diesen
Fragen speziell auseinandersetzt, und dabei namentlich darlegt, ob und wie er die
Vollzugstauglichkeit von Beschlüssen mit den Kantonen abgeklärt hat. Zudem sollen die
parlamentarischen Kommissionen durch das Geschäftsverkehrsgesetz ausdrücklich
legitimiert werden, Kantonsvertreter zur Abklärung dieser Fragen einzuladen. Auf Antrag
seiner Staatspolitischen Kommission gab der Rat dieser Initiative Folge. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.11.1997
HANS HIRTER

Die Staatspolitische Kommission des Ständerats legte in Ausführung einer
parlamentarischen Initiative Rhinow (fdp, BL), welcher der Rat 1997 Folge gegeben
hatte, ihre konkreten Vorschläge für eine Verbesserung des Vollzugs der
Bundespolitik durch die Kantone vor. Sie beantragte, in das Geschäftsverkehrsgesetz
die Bestimmung aufzunehmen, dass der Bundesrat in seinen Botschaften zum
geplanten Vollzug Stellung nimmt und auch darlegt, wie er die mit dem Vollzug primär
betrauten Kantone und Gemeinden im Vorverfahren berücksichtigt hat und welche
Kosten diesen aus den Massnahmen entstehen. Beim Erlass von Verordnungen für
Politiken, welche in erheblichem Ausmass ausserhalb der Bundesverwaltung vollzogen
werden, sollen die zuständigen Parlamentskommissionen auf ihr Verlangen hin
konsultiert werden. Der Bundesrat erklärte sich mit den Forderungen in Bezug auf die
Botschaften einverstanden, lehnte hingegen ein Mitspracherecht der
Parlamentskommissionen bei der Ausarbeitung von Verordnungen als
Kompetenzvermischung ab. Dieses würde nicht nur den Handlungsspielraum der
Regierung in unakzeptabler Weise einschränken, sondern auch zu zeitlichen
Verzögerungen führen. Trotz diesen Bedenken hiessen beide Ratskammern die
Kommissionsvorschläge oppositionslos gut. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.12.1999
HANS HIRTER

Mit der neuen Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen war im Jahr 2004 die
Verfassungsbestimmung (Art. 48a BV) eingeführt worden, welche es mit einfachem
Bundesbeschluss erlaubt, Konkordate zwischen den Kantonen unter bestimmten
Bedingungen als allgemeinverbindlich zu erklären. Dies ist allerdings nur in wenigen
Aufgabenbereichen möglich und setzt voraus, dass eine qualifizierte Mehrheit der
Kantone dem Konkordat beigetreten ist. Dieser Artikel, welcher Kantone verpflichten
kann, Gesetzesbestimmungen zu übernehmen, die sie vorher im Parlament oder in
einer Volksabstimmung abgelehnt haben, war damals im Nationalrat vor allem von der
Linken bekämpft worden. Jetzt kam die Forderung nach seiner ersatzlosen Streichung
von der SVP-Fraktion in Form einer parlamentarischen Initiative. Die Staatspolitische
Kommission des Ständerats hatte sich zwar dagegen ausgesprochen. Aber die SPK des
Nationalrats beantragte mit klarer Mehrheit (15 zu 2 bei 4 Enthaltungen), dieser Initiative
Folge zu geben. Sie argumentierte, dass es dem Prinzip des Föderalismus widerspreche,
einzelne Kantone gegen ihren Willen zum Eintritt in ein Konkordat zu zwingen. Zudem
sei das Verfahren der Rechtssetzung über Konkordate ohnehin ungenügend
demokratisch legitimiert. Dies sei deshalb der Fall, weil die einzelnen Bestimmungen
eines Konkordats nicht von einem vom Volk gewählten Parlament, sondern von
Konferenzen der kantonalen Regierungen festgelegt werden, und sie von den
kantonalen Parlamenten nur noch als Ganzes genehmigt oder abgelehnt werden

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.2009
HANS HIRTER
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können. Das Plenum gab der SVP-Initiative mit 80 zu 68 Stimmen Folge; die Opposition
kam vor allem von der FDP und den Grünen.
Das Problem der fehlenden Mitbestimmungsrechte der Parlamente bei der
Ausarbeitung von Konkordaten beschäftigte auch einen Ausschuss aus Parlamentariern
der Westschweizer Kantone. Er legte den Entwurf für eine Übereinkunft vor, welche den
Einbezug der kantonalen Legislativen bei der Gestaltung von interkantonalen Verträgen
ermöglichen soll. 6

Der Ständerat lehnte eine 2009 vom Nationalrat noch gutgeheissene parlamentarische
Initiative der SVP ab. Die SVP hatte die Streichung von Artikel 48a der
Bundesverfassung beantragt, der Anfang 2008 in Kraft getreten war. Der Artikel erlaubt
es, Konkordate zwischen Kantonen unter bestimmten Bedingungen und in definierten
Bereichen als allgemeinverbindlich zu erklären. Die SVP – unterstützt von der
staatspolitischen Kommission des Nationalrats – hatte bei der Debatte 2009 geltend
gemacht, dass dieser Artikel dem Prinzip des Föderalismus widerspreche. In der kleinen
Kammer hatte dieses Argument keine Chance. Nach dem Willen des Ständerats sollen
zuerst Erfahrungen mit dem neuen Instrument gesammelt werden, bevor wieder über
dessen Aufhebung nachgedacht werde. Zudem eigne sich Artikel 48a BV, um
Trittbrettfahrerkantone einzubinden, die ohne eigene Verpflichtungen einzugehen von
einem Konkordat anderer Stände profitieren. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.2010
MARC BÜHLMANN

Der geplanten „Verfassungsgerichtsbarkeit“, welcher der Nationalrat im Februar des
Berichtsjahres zugestimmt hatte und eine entsprechende Vorlage in die
Vernehmlassung schickte, stehen die Kantone positiv gegenüber. Im Rahmen der
europapolitischen Standortbestimmung hatten sie sich bereits 2010 dafür eingesetzt,
dass Bundesgesetze auf ihre Vereinbarkeit mit der Verfassung überprüft werden
können. Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) verpasste es allerdings, innerhalb
der Vernehmlassungsfrist eine Stellungnahme einzureichen (Ergebnisse zur
Vernehmlassung vom 14.6.11.). 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2011
DEBORA SCHERRER

Mit der Diskussion um eine Energiewende wurde auch die Suche nach einem Endlager
für radioaktive Abfälle virulenter. Mit dem Ziel, ein Mitspracherecht der Kantone bei
der Frage nach der geologischen Tiefenlagerung wieder einzuführen, reichte die GP-
Fraktion eine parlamentarische Initiative ein. Mit der Einführung des
Kernenergiegesetzes (KEG) von 2005, so die Begründung, sei den möglichen Standort-
und Nachbarkantonen ein Mitentscheidungsrecht entzogen worden. Nur mit einem
solchen könne aber die Unterstützung der Bevölkerung gewonnen werden. Ein
mögliches nationales Referendum würde eine Standortminderheit schaffen, die von
einer Mehrheit überstimmt werden könnte. Der Nationalrat behandelte den Vorstoss
gleichzeitig mit einer parlamentarischen Initiative Hans-Jürg Fehr (sp, SH) (Pa.Iv. 10.514),
die die gleiche Stossrichtung verfolgte. Die grosse Kammer entschied, beiden
Vorstössen keine Folge zu geben, da die Standortsuche eine Bundesaufgabe bleiben
solle und sich das jetzige Verfahren als geeignet herausstelle. Im Sachplan sei die
intensive Mitwirkung der betroffenen Regionen gewährleistet. Letztlich sei aber die
Sicherheit eines geeigneten Standortes oberstes Ziel. Zudem sei ein Vetorecht bei der
Diskussion über das KEG von den Räten damals abgelehnt worden. Beide Initiativen
wurden letztlich knapp mit 93 zu 83 bzw. 95 zu 83 Stimmen abgelehnt. Während die GP,
die SP und die GLP geschlossen für und die FDP und die BDP geschlossen gegen ein
Mitspracherecht stimmten, war die CVP in der Frage gespalten. Zudem fanden sich
auch sechs SVP-Mitglieder aus möglichen Standortkantonen bei der Minderheit. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.09.2012
MARC BÜHLMANN

Die Staatspolitische Kommission des Ständerats hatte noch Ende 2012 beschlossen, die
Vorschläge eines Berichtes der „Arbeitsgruppe Bund-Kantone“ im Rahmen einer
eigenen parlamentarischen Initiative ausarbeiten zu wollen, um die Mitwirkung der
Kantone im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren zu verbessern. Insbesondere
hätte die Idee einer zwingenden Anhörung der Kantone in den jeweiligen
Parlamentskommissionen bei Entscheidungen mit erheblichen Auswirkungen auf die
Gliedstaaten geprüft werden sollen (vgl. Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe Bund-
Kantone zuhanden des Föderalistischen Dialogs vom 16.3.2012). Die nationalrätliche
Schwesterkommission wollte jedoch mit 11 zu 6 Stimmen bei 5 Enthaltungen nicht auf
die Initiative eingehen. Die Kantone hätten ohnehin bereits grossen Einfluss auf die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.02.2013
MARC BÜHLMANN
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Gesetzgebung und das anerkannte Problem der Vollzugstauglichkeit könne nicht mit
neuen Regeln gelöst werden. 10

Mit dem Familienartikel kollidierte zum neunten Mal bei einer eidgenössischen
Abstimmung das Volksmehr mit dem Ständemehr, d.h. obwohl die Mehrheit der
Stimmenden die Verfassungsänderung gutgeheissen hätte, kam sie aufgrund einer
Mehrheit von ablehnenden Kantonen nicht zustande. Zu den Verlierern zählten dabei
zum wiederholten Male die französischsprachigen und bevölkerungsstarken Kantone
(ZH, BE, BL, GE, VD). Die anschliessend einsetzenden Diskussionen über mögliche
Reformen des Ständemehrs brachten keine neuen Ideen. Vorschläge für neue
Mehrheitsregeln, die proportionale Verteilungen der Standesstimmen, vorgebracht von
Nationalrat Roger Nordmann (sp, VD) und der vom Berner Stadtpräsidenten, Alexander
Tschäppät (sp), und dem ehemaligen Stadtpräsidenten von Zürich, Elmar Ledergerber
(sp), ins Spiel gebrachte Vorschlag spezieller Gewichtungen und Einbezug von urbanen
Zentren, wurden schon seit einigen Jahren breit diskutiert. Bereits im Februar hatten
die Vorsteher der Städte Zürich und Basel – Corine Mauch (sp) und Guy Morin (gp) –
einen Ständeratssitz für die Städte gefordert. Die Diskussionen verstummten zwar
relativ rasch wieder, im Parlament wurde aber eine Ende Berichtsjahr noch hängige
parlamentarische Initiative Nordmann (sp, VD) eingereicht, die eine bessere
Ausbalancierung des Ständemehrs fordert. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.05.2013
MARC BÜHLMANN

Thomas Burgherr (udc, AG) a déposé une initiative parlementaire visant à renforcer le
principe de subsidiarité. Il propose de modifier la loi sur la consultation (LCo) et la loi
sur le Parlement (LParl) afin que les messages soumis au Parlement, ainsi que les
rapports sur la procédure de consultation, intègrent des informations substantielles et
des commentaires explicatifs sur la manière dont il a été tenu compte des obligations
prévues aux articles 5a, 43a alinéa 1, et 50 Cst. Selon lui, la RPT n'aurait pas donné
davantage de poids aux principes de la subsidiarité et de l'équivalence fiscale. Les
textes fédéraux ne motivent même plus la nécessité d'agir à l'échelon fédéral et il
n'existe aucun critère pour imposer leur application à tel ou tel type de projet en
particulier. Il faut, pour le parlementaire, que ces principes soient traduits au niveau
législatif afin qu'ils puissent déployer leurs effets. Dans le projet de modification du
droit parlementaire relatif à l'initiative parlementaire déposée par la CIP-CN (16.457), la
commission proposait d'ajouter la lettre ater à l'article 141 al 2 LParl et l'article 6a dans
la LCo, pour que soit motivé dans les messages et les rapports sur la consultation, le
respect du principe de subsidiarité dans l'attribution et l'accomplissement de tâches
étatiques. Une minorité souhaitait biffer la disposition dans la LParl. Une seconde
minorité, portée par Thomas Burgherr, voudrait, en plus, une justification de
l'exécution de la tâche par la Confédération. S'agissant de la loi sur la procédure de
consultation, des membres de la commission s'opposaient à l'introduction de la
nouvelle disposition. Lors du passage du projet de modification du droit parlementaire
au Conseil national, les propositions des minorités relatives à la LParl ont été balayées,
respectivement par 112 voix contre 73 et 2 absentions et 120 voix contre 67. La CIP-CE a
adhéré aux propositions de sa consœur. La CIP-CN considère que l'objectif de
l'initiative parlementaire déposée par Thomas Burgherr a été atteint et elle propose
donc, de la classer. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.05.2018
DIANE PORCELLANA

Le Conseil national a décidé, sans discussion, de classer l'initiative parlementaire
visant le renforcement du principe de subsidiarité. Il suit ainsi, l'avis de la CIP-CN. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2018
DIANE PORCELLANA
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) n'a pas
donné suite à l'initiative parlementaire Schilliger (plr, LU). Cette initiative visait une
modification de la loi sur le marché intérieur (LMI) afin de garantir des conditions de
concurrence similaire entre les entreprises privées et les entreprises dans lesquelles
la Confédération, les cantons ou les communes possèdent une part financière. La
CER-CE a repris l'argument de la souveraineté des cantons et des communes, brandi
par le Conseil des Etats qui avait rejeté une initiative parlementaire Fournier 17.517
similaire. L'initiative parlementaire a été rejetée par 10 voix contre 2 et 1 abstention. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.01.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Etant donné que la Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
(CER-CN) a maintenu sa décision de donner suite à l'initiative parlementaire Schilliger
(plr, LU) par 12 voix contre 8 et 4 abstentions, le Conseil national s'est penché sur cette
initiative qui vise des conditions de concurrence similaires entre les entreprises privées
et les entreprises dans lesquelles la Confédération, les cantons ou les communes
possèdent une part financière. Le camp rose-vert s'est opposé en vain. Il a argué que
l'initiative ne définissait pas clairement les acteurs concernés, qu'elle entraînerait une
surcharge administrative et qu'elle portait atteinte à la souveraineté des cantons. Ces
arguments avaient déjà été relevé par la Commission de l'économie et des redevances
du Conseil des Etats (CER-CE) lors de sa décision de ne pas donner suite à l'initiative en
janvier 2020. A l'opposé, le camp bourgeois a plaidé pour un marché de concurrence
libre. Il a cité comme exemple de dérèglement d'un marché de concurrence l'utilisation
de données acquises dans le secteur qui bénéficie d'un monopole, mais utilisé dans le
domaine privé, ou encore les subventionnements croisés. Si l'initiative parlementaire
est adoptée, les entreprises publiques et les entreprises privées à qui sont octroyées
des concessions publiques devront remettre des rapports annuels à la Comco qui
vérifiera le respect des normes de concurrence. Lors du vote, le Conseil national a
adopté l'initiative parlementaire par 116 voix contre 65 et 3 abstentions. Les 25 voix du
PLR (1 voix dissidente) ont pu compter sur le soutien de 51 voix de l'UDC, de 15 voix des
Vert'libéraux, de 24 voix du Groupe du Centre (3 voix dissidentes) et même d'une voix
des Verts pour donner suite à l'initiative parlementaire Schilliger. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Malgré l'adoption du Conseil national, la Commission de l'économie et des redevances
du Conseil des Etats (CER-CE) a maintenu sa recommandation de ne pas donner suite à
l'initiative parlementaire, par 6 voix contre 5 et 1 abstention. La CER-CE a notamment
souligné le fardeau bureaucratique et l'entrave à la souveraineté des cantons et des
communes. Ces arguments, déjà mentionnés par le Conseil fédéral qui préconisait le
rejet de l'initiative, ont convaincu les sénateurs et sénatrices. Dans les détails, le
Conseil des Etats n'a pas donné suite à l'initiative parlementaire par 22 voix contre 18.
La thématique de la distorsion de la concurrence a animé les débats à la chambre des
cantons qui s'est penchée, en parallèle de l'initiative parlementaire, sur deux motions
20.3531 et 20.3532. A l'inverse de l'initiative parlementaire, les deux motions pour une
concurrence plus équitable avec les entreprises publiques ont été adoptées. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Öffentliche Finanzen
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Direkte Steuern

Im November 2018 wollte die FK-NR mit einer parlamentarischen Initiative die Prüf-
und Aufsichtskompetenzen im DBG verstärken. Trotz der Verbesserung der Aufsicht im
Jahr 2014 bestünden noch immer Lücken bei der Kontrolle der kantonalen Behörden.
Fehler gäbe es vor allem bei der Eintragung von Steuerpflichtigen, bei
Steuerbefreiungen oder bei der Veranlagung bei besonderen Vorschriften oder
besonderem Status, wobei diese Risiken praktisch nicht kontrolliert würden, obwohl
die Kantone dazu verpflichtet wären. Relevante Faktoren würden nur alle drei bis fünf
Jahre geprüft, was aufgrund der hohen Mobilität natürlicher und juristischer Personen
nicht ausreiche – eine jährliche Prüfung sei nötig, betonte die Kommission. Auch die
Ausnahme der kantonalen Finanzaufsichtsorgane von der materiellen Prüfung der
Veranlagungen sei zu überdenken, zudem bedürfe es einer ergänzenden Regelung zur
Ersatzvornahme – also der Prüfung eines Kantons durch die ESTV –, die eine solche
auch bei einer nicht ordnungsgemässen Prüfung und nicht nur bei Nichtvornahme der
Prüfung ermögliche.
Im März 2019 lehnte die FK-SR die Ausarbeitung einer Kommissionsinitiative «nach
eingehender und angeregter Diskussion» mit 5 zu 4 Stimmen ab, weil die
Rechtsgrundlagen bereits vorhanden seien und die Probleme durch die Änderung des
Schwerpunkts der Aufsicht auf eine Strategie zur Risikoanalyse behoben werden
könnten. Die Initiative schwäche zudem die Kantone. Eine Kommissionsminderheit
verwies jedoch auf die Ungleichbehandlung der Steuerzahlenden in den verschiedenen
Kantonen mit dem aktuellen System. Mit 14 zu 11 Stimmen beantragte die Mehrheit der
nationalrätlichen Finanzkommission ein Jahr später dem Nationalrat, der
parlamentarischen Initiative Folge zu geben. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

Marco Romano (cvp, TI) beantragte in einer parlamentarischen Initiative, die
Verjährungsfrist von Steuerhinterziehung im DBG, StHG und im VStG temporär von
zehn (DBG, StHG) respektive fünf Jahren (VStG) auf ein Jahr zu verkürzen. Die
Massnahme solle zwei Jahre gültig sein. Dies ermögliche es dem Bund und den
Kantonen in der wegen der Corona-Krise aussergewöhnlichen Situation, den kurz- und
mittelfristig erwarteten drastischen Steuerrückgang auszugleichen, indem die
Bürgerinnen und Bürger veranlasst würden, bisher nicht gemeldete Vermögenswerte
mit den entsprechenden Zinsen, Erbschaften oder Schenkungen offenzulegen, erklärte
der Initiant. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.05.2020
ANJA HEIDELBERGER

Fabio Regazzi (cvp, TI) schlug vor, den durch die Corona-Krise gebeutelten Schweizer
Tourismus zu unterstützen, indem in der Schweiz wohnhafte Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler die Kosten von Übernachtungen in Schweizer Hotels und anderen
Beherbergungseinrichtungen zeitlich begrenzt von den Bundes-, Staats- und
Gemeindesteuern abziehen können sollten. Durch die ausbleibenden internationalen
Gäste würden die touristischen Strukturen unter Druck gesetzt, der Ausfall der
ausländischen Gäste müsse daher durch Schweizer Gäste kompensiert werden,
begründete Regazzi seine Initiative. Die Detailbestimmungen wie die Höhe des Betrags
und die Dauer der Abzugsmöglichkeit liess der Initiant offen. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.05.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2020 behandelte der Nationalrat die parlamentarische Initiative
seiner Finanzkommission, welche die Prüf- und Aufsichtskompetenzen im DBG
stärken wollte. Kommissionssprecher Gschwind (cvp, JU) und Kommissionssprecherin
Widmer (sp, ZH) wiesen noch einmal auf die grössten Probleme im aktuellen System hin:
Fehler entstünden heute vor allem bei der Erfassung von Steuerpflichtigen, bei den
Regeln zur Steuerpflicht sowie bei der Veranlagung. Eine einheitliche Umsetzung sei
aber aufgrund der Steuergerechtigkeit und Rechtsgleichheit geboten. Eine Minderheit
Farinelli (14 zu 11 Stimmen) verlangte, der Initiative keine Folge zu geben. Föderalismus
müsse auf implizitem Vertrauen beruhen und man müsse akzeptieren, dass es «im
Einzelfall auch Unterschiede in der Beurteilung» geben könne. Die von der Initiative
vorgeschlagene Regelung beinhalte zahlreiche Nachteile, unter anderem müsste der
Personalbestand der ESTV stark erhöht werden. Mit 108 zu 83 Stimmen sprach sich der
Nationalrat für Folgegeben aus, die ablehnenden Stimmen stammten von der SVP- und
der FDP.Liberalen-Fraktion sowie von einem Mitglied der Grünliberalen. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Nachdem die WAK-NR im Oktober 2020 eine Anhörung von Vertreterinnen und
Vertretern der Sozialpartner sowie der Wissenschaft zu den wirtschaftlichen Folgen der
Corona-Pandemie durchgeführt hatte, zog Fabio Regazzi (cvp, TI) seine
parlamentarische Initiative zum Abzug der Kosten von Übernachtungen in Schweizer
Hotels von den Bundes-, Staats- und Gemeindesteuern kommentarlos zurück. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.10.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Gegensatz zum Nationalrat erachtete die FK-SR die «bestehenden
Kontrollmöglichkeiten bei der direkten Bundessteuer [als] ausreichend», weshalb die
Prüf- und Aufsichtskompetenzen im DBG nicht gestärkt werden müssten. Zudem sei
der Anreiz für die Kantone für korrekte Veranlagungen mit dem durch die STAF
erhöhten Kantonsanteil noch gestiegen. Schliesslich obliege die Aufsichtstätigkeit der
ESTV, nicht der EFK. Eine Kommissionsminderheit betonte hingegen die Notwendigkeit,
«die direkte Bundessteuer möglichst einheitlich zu vollziehen» und Aufsicht und
Veranlagung zu trennen. Mangels Siegeschancen verzichtete sie jedoch auf einen
Antrag, weshalb der Ständerat der parlamentarischen Initiative der FK-NR in der
Wintersession 2020 stillschweigend keine Folge gab. Diese war somit erledigt. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Mai 2021 beriet die WAK-NR die parlamentarische Initiative Romano (mitte, TI) für
eine Kürzung der Verjährungsfrist von Steuerhinterziehung auf ein Jahr. Diese
Massnahme käme «faktisch einer Steueramnestie gleich», sei unfair gegenüber
denjenigen Personen, die ihre Steuern ordnungsgemäss bezahlt hätten, und schade der
Steuermoral, begründete die Kommission ihre ablehnende Haltung dagegen. Zudem
sprach ihr die Kommission eine langfristige finanzielle Effizienz ab, da dadurch im
Unterschied zum ordentlichen Verfahren der Selbstanzeige keine Nachsteuern
eingezogen werden könnten. In der Herbstsession 2021 zog der Initiant seinen Vorstoss
zurück. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.05.2021
ANJA HEIDELBERGER

Finanzausgleich

Eine parlamentarische Initiative Robbiani (svp, TI) fordert die Verlängerung der Fristen
zur Finanzierung von Institutionen für Behinderte. Mit der Einführung des
Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) wurde die Zuständigkeit
für die Institutionen der Behindertenbetreuung den Kantonen übergeben. Für die
Institutionen, denen vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes über den Finanz- und
Lastenausgleich Gelder bewilligt worden waren, war in den Übergangsbestimmungen
des Gesetzes eine Frist von drei Jahren festgelegt. Laut Robbiani reiche nun diese Frist
nicht aus, was dazu führe, dass die betroffenen Institutionen die ihnen zugesicherten
Bundesgelder nicht mehr erhielten. Die entstandenen Kosten würden auf die Kantone
überwälzt. Der Nationalrat war in der Herbstsession entgegen dem Antrag des
Bundesrates auf den von seiner Kommission ausgearbeiteten Erlassentwurf eingetreten
und hiess ihn gut. Der Ständerat hingegen befand, dass kein Handlungsbedarf mehr
bestehe, da bis zum Verhandlungszeitpunkt die Schlussberichte nur noch in zwei
Institutionen ausstehend waren und sich das Dossier somit bereits erledigt hatte.
Weiter wurde festgehalten, dass faktisch sechs Jahre Übergangsfrist zur Verfügung
gestanden hätten und somit die Spielregeln für alle bekannt gewesen seien. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.12.2010
NATHALIE GIGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
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Gesundheitspolitik

Im November des Vorjahres hatte das Eidg. Versicherungsgericht entschieden, dass die
Kantone aufgrund des seit 1996 in Kraft stehenden KVG ab 2001 in den öffentlichen und
öffentlich-subventionierten Spitälern auch bei einer privaten oder halbprivaten
Hospitalisierung den hälftigen Sockelbeitrag an die Betriebskosten bezahlen müssen,
was eine finanzielle Mehrbelastung von rund 700 Mio Fr. pro Jahr bedeutet hätte,
welche die Kantone ohne Steuererhöhungen als nicht verkraftbar erachteten. hier Sie
wandten sich deshalb mit der Bitte ans Bundesparlament, den Kostenschub erträglicher
zu machen. Die SGK des Ständerates bemühte sich daraufhin gemeinsam mit den
Kantonen und Santésuisse (ehemals KSK) um eine Lösung, die sowohl der an sich klaren
Rechtslage, welche die Kantone in den letzten sechs Jahren nicht hatten wahrhaben
wollen, als auch deren finanziellen Möglichkeiten Rechnung trägt. Zur Diskussion
standen eine vorgezogene Änderung der Spitalfinanzierungsbestimmungen im KVG, wie
sie die zweite Teilrevision ohnehin vorsieht, oder eine Übergangslösung mit einem
dringlichen Bundesgesetz.

Auf Antrag der SGK, welche ihre Vorschläge in die Form einer ausformulierten
parlamentarischen Initiative gekleidet hatte, stimmte der Ständerat einem dringlichen
Bundesbeschluss zu, welcher die Kantonsbeteiligung schrittweise einführt, dabei aber
auf die Abgeltung der effektiven Kosten verzichtet und stattdessen von den Tarifen der
allgemeinen Spitalabteilungen ausgeht, womit die Mehrbelastung der Kantone um 200
Mio Fr. pro Jahr reduziert wird. 2002 werden 60% des geschuldeten Betrages von den
Kantonen übernommen, 2003 80% und 2004 100%, was zu jährlichen Mehrkosten für
die Kantone von 300, 400 und schliesslich 500 Mio Fr. führt. Im Nationalrat versuchte
eine knappe Kommissionsmehrheit unter den Abgeordneten Gutzwiller (fdp, ZH),
Verwaltungsrat der grössten Privatspital-Betreiberin der Schweiz (Hirslanden), und Zäch
(cvp, AG), Direktionspräsident des privaten Paraplegikerzentrums Nottwil (LU), zu
erreichen, dass die Kantone ihre Beiträge auch an die privaten Spitäler, die auf der
kantonalen Spitalliste stehen, entrichten müssen. Mit 101 zu 64 Stimmen schloss sich im
Plenum aber eine Mehrheit der CVP und der FDP dem Antrag der SP an, die Frage der
Privatspitäler erst im Rahmen der 2. KVG-Revision anzugehen. Auf Wunsch der
Bundeskanzlei, die geltend machte, dass es noch nie ein sowohl dringliches als auch
(für das Jahr 2002) rückwirkendes Bundesgesetz gegeben habe, beantragte die
Kommission, auf die Dringlichkeit zu verzichten. Das Plenum liess sich aber von einem
positiven Gutachten des Bundesamtes für Justiz sowie vom Argument überzeugen, die
Angelegenheit sei in erster Linie durch die uneinsichtige Haltung der Kantone
verschleppt worden, weshalb jetzt unbedingter Handlungsbedarf bestehe. Mit 128 zu 1
Stimmen wurde die Dringlichkeit bejaht und später mit 157 zu 7 Stimmen bestätigt. In
der Schlussabstimmung wurde die Vorlage von beiden Kammern einstimmig
verabschiedet. Mit dem Argument, der EVG-Entscheid sei bereits für 2002
vollumfänglich anzuwenden, reichte die Krankenkasse Assura das Referendum gegen
den dringlichen Bundesbeschluss ein. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2002
MARIANNE BENTELI

Mit etwas über 77% Ja nahmen die Stimmberechtigten am 9. Februar das im Vorjahr im
Dringlichkeitsverfahren erlassene Bundesgesetz über die Spitalkostenfinanzierung
deutlich an. Dieses war nach einem Urteil des Eidg. Versicherungsgerichts von 2001
notwendig geworden. Gegen den Beschluss, der die Kantone verpflichtet, ab 2002
stufenweise den Sockelbeitrag für die stationäre Behandlung in einem öffentlichen
oder öffentlich-subventionierten Spital auch für jene Patientinnen und Patienten zu
übernehmen, die eine Zusatzversicherung abgeschlossen haben, war von der
Krankenkasse Assura, die geltend machte, der EVG-Entscheid sei bereits 2002
vollumfänglich anzuwenden, das Referendum eingereicht worden. Der Bundesrat, die
Kantone, alle namhaften Parteien sowie mit Ausnahme von Assura und Supra sämtliche
Krankenversicherer warben für ein Ja zum Bundesbeschluss, da es bei einer Ablehnung
zu endlosen Rechtsstreitigkeiten und voraussichtlich zu Steuererhöhungen in den
Kantonen gekommen wäre. Da dem Ansinnen der Assura von Anfang an keine Chancen
eingeräumt wurden, warf die Abstimmungskampagne keine hohen Wellen. Am
deutlichsten wurde das Bundesgesetz in den Kantonen Genf, Neuenburg, Basel-Stadt,
Luzern und Graubünden angenommen, die Ja-Mehrheiten von über 80% auswiesen. Die
geringste Ablehnung (gut 30% Nein-Stimmen) erfolgte im Kanton Waadt, in dem die
Assura als Krankenversicherer besonders präsent ist.

Abstimmung vom 9. Februar 2003

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.02.2003
MARIANNE BENTELI
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Beteiligung: 28,7%
Ja: 1 028 673 (77,3%)
Nein: 301 128 (22,7%)

Parolen:
– Ja: CVP, EVP, FDP, GP, Lega, LP, SD, SP, SVP (2*); SGB, Travail Suisse, SBV, SGV,
Santésuisse, SDK.
– Nein: FP, EDU.
– Stimmfreigabe: PdA; SAGV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen. 26

Epidemien

Die parlamentarische Initiative Hafner (gp, BE), welche verlangte, der Bund solle
umgehend seine Beteiligung an der Impfkampagne gegen Masern, Mumps und Röteln
einstellen, hatte im Nationalrat wenig Chancen. Dennoch zeigte die ausführliche und
engagiert geführte Debatte, dass Zweifel an den traditionellen Methoden der
Schulmedizin nicht mehr so einfach vom Tisch zu wischen sind. Dies kam auch einem
Anliegen von Nationalrat Fierz (gp, BE; Po. 89.421) zugute, der in einem in der
Herbstsession überwiesenen Postulat anregte, die Schirmbilduntersuchung der
Rekruten sei angesichts der hohen Strahlenbelastung und des praktischen
Verschwindens von Tuberkulose umgehend einzustellen. Bereits ab Anfang 1991 werden
diese Untersuchungen nun nicht mehr durchgeführt. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.1990
MARIANNE BENTELI

Ausgehend von einer parlamentarischen Initiative Duvoisin (sp, VD) beschloss der
Nationalrat, die Anspruchsberechtigung für die freiwilligen Bundesbeiträge an
Transfundierte und Hämophile, die mit Produkten des SRK infiziert worden sind, auch
auf die nachfolgend angesteckten Kinder auszuweiten. Im ersten Beschluss von 1990
waren lediglich die infizierten Ehepartner berücksichtigt worden. Auf Anregung ihrer
Kommission verlängerte die grosse Kammer die Frist zur Einreichung von
Beitragsgesuchen um fünf Jahre bis April 2001.
Die SRK wird allen AIDS-Kranken, die erwiesenermassen durch ihre Blutprodukte mit
dem HI-Virus angesteckt wurden, und deren angesteckten Lebenspartnern eine
monatliche Rente von CHF 1500 ausrichten. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.1994
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat will AIDS nicht der Meldepflicht unterstellen und verwarf deshalb eine
parlamentarische Initiative Schmied (svp, BE). Er folgte damit seiner vorberatenden
Kommission, welche vor dem kontraproduktiven Effekt einer verschärften Meldepflicht
warnte. Risikogruppen und AIDS-Infizierte würden vermehrt HIV-Tests meiden, womit
die Prävention geschwächt würde. In Anlehnung an den – ebenfalls abgelehnten –
zweiten Teil der Initiative, welcher eine rasche Änderung der Gesetzgebung im Bereich
der Sozialversicherungen verlangte, um die Diskriminierung der Aids-Infizierten zu
verhindern, überwies die grosse Kammer ein Postulat ihrer Kommission, welches den
Bundesrat ersucht, Möglichkeiten zur Aufhebung der Diskriminierung von HIV-
Positiven im Versicherungsvertragsrecht und im überobligatorischen Bereich der
beruflichen Vorsorge zu prüfen (Po. 94.3314). 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.1994
MARIANNE BENTELI

Nationalrätin von Felten (sp, BS) verlangte in einer parlamentarischen Initiative den
Erlass eines Gesetzes über das Massen-Screening, das unter anderem gewährleisten
sollte, dass die Durchführung anonymer Studien und die Weiterleitung der erhobenen
Daten nur mit der Einwilligung der Betroffenen erfolgen darf, dass Screening-
Programme auf behandelbare Krankheiten beschränkt werden und den
Patientenorganisationen ein Mitspracherecht zugestanden wird. Die vorberatende
Kommission empfahl, der Initiative keine Folge zu geben, da sie in ihrem Wortlaut zu
vage sei und die beiden Schritte der Datenbeschaffung und der Datenweitergabe
vermenge. Die Frage der Rechtmässigkeit von anonymen Tests werde in der bereits
eingeleiteten Revision des Epidemiengesetzes angegangen, weshalb es nicht
zweckmässig sei, dafür ein eigenes Gesetz zu schaffen. Das Plenum folgte dieser
Argumentation und verwarf die Initiative mit 66 zu 40 Stimmen. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.03.1995
MARIANNE BENTELI
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Oppositionslos stimmte der Ständerat einer parlamentarischen Initiative der grossen
Kammer zu, welche darauf abzielt, die 1990 beschlossenen Leistungen für Personen,
die durch verseuchte Blutpräparate mit dem HI-Virus infiziert wurden, nicht nur auf
deren kontaminierte Ehegatten, sondern auch auf allenfalls angesteckte Kinder
auszudehnen. Zudem wurden auf Antrag der Kommission die Leistungen des Bundes
von CHF 50'000 auf CHF 100'000 pro infizierte Person angehoben. Die Kommission
begründete diese Erhöhung einerseits mit der seit 1990 noch deutlicher gewordenen
Mitverantwortung des Bundes und andererseits mit einem internationalen
Quervergleich, aus welchem hervorgeht, dass sich die bisherigen Leistungen der
Schweiz im unteren Bereich der Skala bewegen. Der Bundesrat war mit der Ausdehnung
des Kreises der Anspruchsberechtigten einverstanden, bekämpfte aber den Ausbau der
Leistungen. In diesem Punkt unterlag er bei der Differenzbereinigung auch im
Nationalrat, der den Beschluss des Ständerates diskussionslos bestätigte.
Die Zahl der Kinder, die für eine solche Entschädigung gemäss geändertem
Bundesbeschluss in Frage kommen, wird auf höchstens fünf geschätzt. Wie der
Blutspendedienst des SRK mitteilte, wurden 1994 und 1995 je eine Person bei einer
Bluttransfusion mit dem HI-Virus infiziert. Dies geschah nicht aus Nachlässigkeit,
sondern aufgrund des «immunologischen Fensters», welches bewirkt, dass eine
Neuansteckung frühestens nach zwei bis drei Monaten im Blut nachweisbar ist, da sich
erst nach diesem Zeitraum die Antikörper bilden. Das «Restrisiko» bei einer
Fremdblutübertragung beträgt 1:600'000. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI

Im Mai 2020, also in der Frühphase der Corona-Pandemie, reichte die Grüne Fraktion
eine parlamentarische Initiative ein, mit der sie die Konkretisierung der Regelung zur
Versorgungssicherheit in der Verfassung (Art. 102 BV) forderte. Demnach sollte die
Verantwortung des Bundesrates für die Versorgung der Bevölkerung mit «den
wichtigsten sensiblen Medikamenten, Wirkstoffen und Schutzmaterial» sowie für
Schutzmassnahmen gegen eine Pandemie in der Verfassung verankert werden.
Bezüglich entsprechender Medikamente und Wirkstoffe läge durch die Verlagerung der
Produktion nach Asien ein Quasi-Monopol vor, das eine «Gefahr für die
Gesundheitsversorgung» der Schweizer Bevölkerung darstelle. Hier müsse der Staat
eingreifen, da der reine Markt die Grundversorgung der Bevölkerung im Krisenfall nicht
garantieren könne. 
Mit 14 zu 7 Stimmen (bei 1 Enthaltung) entschied sich die SGK-NR mit Verweis auf ihre
angenommene Motion 20.3166 und das angenommene Postulat 20.3241 der FDP-
Fraktion gegen Folgegeben. Aufgrund dieser Vorstösse seien per Anfang 2022 konkrete
Massnahmen zu erwarten, die überdies auf Gesetzesstufe festgeschrieben werden
könnten, argumentierte die Kommissionsmehrheit. Eine Verfassungsänderung
erachtete die Kommission – im Gegensatz zu einer Kommissionsminderheit Weichelt-
Picard (al, ZG) – überdies als nicht nötig. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2021 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Frage, ob die
Regelung zur Versorgungssicherheit in der Verfassung ergänzt werden solle, ob also
die Verantwortung des Bundesrates für die Versorgung der Bevölkerung mit «den
wichtigsten sensiblen Medikamenten, Wirkstoffen und Schutzmaterial» sowie für
Schutzmassnahmen gegen eine Pandemie explizit in die Verfassung geschrieben werden
soll. Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) begründete den Antrag der
Kommissionsminderheit, der parlamentarischen Initiative Folge zu geben, mit dem
Verweis auf die Unzulänglichkeiten der bisherigen Regelung, welche die Corona-
Pandemie deutlich aufgezeigt habe. Die Relevanz der Problematik zeigten überdies
auch Pläne für ähnliche Standesinitiativen sowie für eine Volksinitiative, betonte
Weichelt-Picard. Die beiden Kommissionssprecher Benjamin Roduit (mitte, VS) und
Thomas de Courten (svp, BL) anerkannten zwar die Relevanz der Frage und die
Notwendigkeit entsprechender Massnahmen, bestritten aber die Notwendigkeit einer
Verfassungsänderung. Die nötigen gesetzlichen Grundlagen seien bereits vorhanden,
insbesondere in Form des Landesversorgungsgesetzes (LVG). Es seien auch bereits
ähnliche Vorstösse angenommen worden (Mo. 20.3166 und Po. 20.3241), zudem habe
der Bundesrat auf Anfang 2022 die Erarbeitung konkreter Massnahmen angetönt. Mit
121 zu 66 Stimmen (bei einer Enthaltung) entschied sich der Nationalrat, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Einzig bei den geschlossen
stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen stiess der Vorstoss auf Anklang. 33
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Vor dem Hintergrund der Covid-19-Pandemie beschäftigte sich die SGK-NR im Juni
2021 mit einer parlamentarischen Initiative Heer (svp, ZH) zu einer dringlich erklärten,
auf fünf Jahre befristeten Änderung des Epidemiengesetzes (EpG). Der Initiant
beabsichtigte mit seinem Vorstoss einerseits, die besonderen Lage nicht länger durch
die WHO – «einer fremden Institution» –, sondern durch Schweizer Behörden
feststellen zu lassen. Andererseits wollte er die Anordnungskompetenz von
Grundrechtseingriffen mittels genereller Massnahmen an die Bundesversammlung und
damit an die Gesetzgeberin delegieren. Er begründete diese Zuständigkeitsübertragung
mit der «Schwere, Häufigkeit und Dauer» der bisherigen auf dem EpG basierenden
Interventionen des Bundesrates. Das Gleiche sah er für Massnahmen im Kontext der
ausserordentlichen Lage vor. Insgesamt strebe er damit die Beseitigung eines
Zustandes an, in dem sich die Bevölkerung «fast täglich» vor möglichen
Freiheitseinschränkungen durch die Landesregierung fürchten müsse, erklärte Heer.
Mit 17 zu 5 Stimmen beantragte die Kommission, dem Geschäft keine Folge zu geben, da
das EpG ihres Erachtens nicht nur im Zusammenhang mit der Funktion des Parlaments,
sondern in seiner Gesamtheit überarbeitet werden sollte. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Wintersession 2021 stand die Behandlung einer parlamentarischen Initiative Heer
(svp, ZH) bezüglich einer Änderung des Epidemiengesetzes (EpG) auf der
Traktandenliste des Nationalrates. Der Initiant störte sich insbesondere an Artikel 6 des
Gesetzes, in welchem die besondere Lage definiert ist und welcher dem Bundesrat in
diesen Ausnahmesituationen Vollmachten verleiht. Das «Hüst und Hott» der
Landesregierung im Rahmen der Covid-19-Pandemie sei nicht länger hinnehmbar,
vielmehr erfordere eine solche Einschränkung von Grundrechten, wie sie durch das
Epidemiengesetz möglich seien, eine breitere Abstützung durch die
Bundesversammlung. Kommissionssprecherin Flavia Wasserfallen (sp, BE) erklärte, dass
die SGK-NR zwar die Meinung vertrete, dass es einer Revision des EpG bedürfe –
deshalb sei auch die Kommissionsmotion 21.3963 eingereicht worden –, allerdings sei
eine umfassende Überarbeitung des Gesetzes und eine Überprüfung aller darin
enthaltener Aspekte nötig. Dies erfordere Zeit, da dafür die im Rahmen der Pandemie
ergriffenen Massnahmen analysiert und die verschiedenen Zuständigkeiten überprüft
werden müssten. Mit 17 zu 5 Stimmen beantragte die Kommission daher, auf
Folgegeben zu verzichten, wobei sich eine Kommissionsminderheit für Folgegeben
aussprach. Der Nationalrat folgte mit 135 zu 51 Stimmen deutlich seiner
Kommissionsmehrheit. 35
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Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der ausserordentlichen Session zu Corona im Mai 2020 entschied die WAK-NR mit 14
zu 10 Stimmen, eine auf der parlamentarischen Initiative Reimann (spv, AG; Pa.Iv. 19.481)
beruhende Kommissionsinitiative einzureichen, welche die Anliegen von Reimann
teilweise aufnahm. So beabsichtigte die Kommission, die Gewinne der Schweizerischen
Nationalbank aus den Straf- resp. Negativzinsen statt dem Reingewinn zukünftig
gesamthaft der AHV zukommen zu lassen – Reimann hatte offengelassen, ob auch die 2.
oder 3. Säule davon profitieren sollten. Die Begründung übernahm die Kommission
dabei weitgehend von Reimann: Während die Negativzinsen die AHV belasteten,
profitierten Bundes- und Kantonshaushalte aufgrund des Zinsüberschusses auf neuen
Bundesobligationen davon. Durch ihre Zuweisung an die AHV sollten die
entsprechenden Gelder an die Bevölkerung zurückfliessen. Gleichzeitig reichte die
Kommission aber auch eine Motion 20.3450 ein, gemäss welcher der Anteil des Bundes
an den ordentlichen Ausschüttungen und allfälligen zusätzlichen Ausschüttungen der
SNB in den Schuldenabbau fliessen sollten. 36
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Mit 7 zu 4 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich die WAK-SR im April 2022 dagegen
aus, der Forderung ihrer Schwesterkommission, die Gewinne der SNB aus den Straf-
respektive Negativzinsen der AHV zukommen zu lassen, Folge zu geben. Dennoch hielt
die nationalrätliche Kommission mehrheitlich an ihrem Anliegen fest und beantragte
dem Nationalrat mit 14 zu 9 Stimmen Folgegeben. Zwar ermögliche eine solche
Regelung keine nachhaltige Reform der AHV, man könne damit aber die hohe Belastung
der Sozialwerke durch die Negativzinsen teilweise kompensieren, wurde argumentiert.
Eine Minderheit Müller (mitte, LU) befürchtete, dass eine solche Regelung strukturelle
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Reformen bei der AHV verzögere oder gar verunmögliche, und kritisierte sie als Eingriff
in die Unabhängigkeit der SNB. 
Ende November 2021 sprach sich der Nationalrat mit 108 zu 71 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) für Folgegeben aus. Die geschlossen stimmenden Fraktionen der GLP
und FDP.Liberalen, die Mehrheit der Mitte-Fraktion sowie eine Minderheit der SVP-
Fraktion sprachen sich gegen die Initiative aus. 37

Krankenversicherung

Auf einen weiteren Vorschlag seiner SGK, welche mit einem dringlichen
Bundesbeschluss erreichen wollte, dass die von den Kantonen nicht beanspruchten
Mittel zur Prämienverbilligung in den Jahren 1997 bis 1999 an die Versicherten
ausgeschüttet werden, trat der Nationalrat hingegen nicht ein. In der engagiert
geführten Debatte argumentierten die Gegner der Vorlage, damit würde man wieder
zum verpönten Giesskannenprinzip zurückkehren. Von Befürworterseite (SP und GP)
wurde vergeblich geltend gemacht, der Einsatz dieser Gelder sei in der
Volksabstimmung versprochen worden, weshalb sie nun nicht in der Bundeskasse
zurückbehalten werden dürften. 38
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Ab 2002 wird das kantonale Prämienniveau bei den Bundesbeiträgen zur Verbilligung
der Krankenkassenprämien nicht mehr berücksichtigt. Der Ständerat hiess sowohl eine
entsprechende parlamentarische Initiative Schiesser (fdp, GL) als auch eine ganze Reihe
von analogen Standesinitiativen aus der Ost- und Zentralschweiz gut (Kt.Iv. 96.306,
96.308, 96.309, 96.310, 96.311, 96.312, 96.314, 96.318, 96.319, 96.323, 96.324). Auf
Antrag seiner Kommission beschloss er aber, den 1997 in Kraft getretenen abgestuften
Beitragsschlüssel nicht umgehend wieder abzuschaffen, sondern ihn bis sechs Jahre
nach Inkrafttreten des KVG beizubehalten. Die grosszügige Übergangsfrist gibt den
Kantonen mit teurem Gesundheitswesen Zeit, durch kostendämpfende Massnahmen
die Ungleichheiten in der Prämienbelastung zu mildern. Im Nationalrat wurden die
Standesinitiativen sowie eine analoge parlamentarische Initiative (Pa.Iv. 96.425)
Raggenbass (cvp, TG) ebenfalls angenommen. 39
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Mit einer parlamentarischen Initiative schlug Nationalrat Cavalli (sp, TI) vor, die für die
Prämienverbilligung nicht beanspruchten Gelder in den Fonds für den Risikoausgleich
zwischen den Kassen fliessen zu lassen. Die Mehrheit der Kommission schätzte die
Verteilung der Gelder über den Risikoausgleich aber als ungünstig ein, da dieser nur die
beiden Elemente Alter und Geschlecht berücksichtigt. Im Plenum wurde die Initiative
mit 69 zu 49 Stimmen abgelehnt. Eine Motion Rychen (svp, BE) zur Verstärkung des
Risikoausgleichs unter den Krankenkassen wurde auf Antrag des Bundesrates, der auf
eine anstehende Evaluationsstudie zu diesem Fragenkomplex verwies, als Postulat
angenommen (Mo. 97.3454). 40
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Ab 2002 wird das kantonale Prämienniveau bei den Bundesbeiträgen zur Verbilligung
der Krankenkassenprämien nicht mehr berücksichtigt. Der Bundesrat hatte dies 1994 in
Eigenregie beschlossen, um den prämienintensiven Kantonen der Romandie
entgegenzukommen. Dieser Entscheid hatte die Kantonsregierungen der Ost- und der
Zentralschweiz auf den Plan gerufen, weil damit jene Kantone ”bestraft” würden, die
sich bisher besonders für Einsparungen im Gesundheitswesen eingesetzt hätten.
Stellvertretend für eine ganze Reihe von Standesinitiativen hatte der Ständerat 1997
eine parlamentarische Initiative Schiesser (fdp, GL) angenommen, welche die
Massnahme nach einer Übergangsfrist von fünf Jahren wieder abschafft. Der
Nationalrat stimmte diesem Vorstoss diskussionslos zu. 41
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Oppositionslos hiessen beide Kammern eine parlamentarische Initiative der SGK des
Ständerates gut, welche die Kantone verstärkt in das Prämiengenehmigungsverfahren
einbeziehen will. Auslöser dafür waren zwei diesbezügliche Standesinitiativen der
Kantone Genf und Tessin (Kt. Iv. 96.316 und 96.326). Der vorgesehene neue KVG-Artikel
räumt den Kantonen zwar keine eigentliche Mitsprache, jedoch ein umfassendes
Einsichtsrecht ein. Faktisch wurde den Kantonen bereits im Herbst 1997 die
Einsichtnahme in die Daten der Versicherer zur Festlegung der Prämien 1998
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ermöglicht; 21 Kantone machten davon Gebrauch. 42

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Oppositionslos gab der Ständerat einer parlamentarischen Initiative Plattner (sp, BS)
Folge, welche die Ausarbeitung eines Hochschulartikels in der Bundesverfassung
verlangt, der die Kompetenzen von Bund und Kantonen für den Hochschulbereich neu
regelt. Der neue Verfassungsartikel soll eine gemeinsame Rechtsgrundlage für die ETH,
die Universitäten und die Fachhochschulen bilden und ihnen eine gewisse Autonomie
gewähren. Angestrebt wird eine bessere Steuerung des Hochschulsystems, eine
grössere Transparenz bei der Mittelzuteilung und eine bessere Aufgabenteilung
zwischen den Hochschulen. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.2004
MAGDALENA BERNATH

1) Freiburghaus (2018). «Föderalismus im Abstimmungskampf?» Neue föderale Einflusskanäle am Beispiel kantonaler
Interventionen bei eidgenössischen Volksabstimmungen; Pa.Iv. 19.419; NZZ, 4.1.19; AZ, SGT, 31.1.19; WW, 21.3.19; BaZ, TA,
27.3.19; NZZ, 29.3.19
2) AB NR, 2014, S. 669 ff.; Bericht SPK-N vom 11.10.13.pdf; Pa.Iv. 13.417.pdf
3) Amtl. Bull. StR, 1987, S. 980 ff.; BaZ, 11.2., 26.2., 9.4.und 25.5.87; vgl. auch StR Rhinow (fdp, BL) in BaZ, 18.12.87.
4) AB SR, 1997, I S.565 f. ; BBl, 1997, I S.1965 ff. ; Parlamentarische Verwaltungskontrollstelle (1997) Vollzug von
Bundespolitiken und Vernehmlassungen der Kantone. Schlussbericht
5) AB NR, 1999, S.2559 ff. ; AB NR, 1999, S.2676 ; AB SR, 1999, S.1202; AB SR, 1999, S.305 ff. ; BBl. 1999, S. 3411 ff. ; BBl. 1999,
S.2761 ff. 
6) AB NR, 2009, S. 1841 f. und Beilage V, 233 ff.; NZZ, 27.1.09; NZZ, 13.2.09; Lib., 12.9.09. Siehe dazu auch Lit. "Möckli (2009):
Parlamente und Interkantonalisierung der Politik".
7)  NZZ, 2.3.10.; AB SR, 2010, S. 15 ff.
8) AB NR, 2011, S. 1918 ff. 
9) AB NR, 2012, S. 1399 ff.
10) Medienmitteilung SPK-N vom 22.2.13; NZZ, 25.2.13.
11)  SO, 10.2.13; BaZ, NLZ, NZZ, 6.3.13; WW, 7.3.13; NZZ, 10.3.13; BaZ, 18.3.13; Exp, 16.5.13.
12) Communiqué de presse CIP-CN; Rapport CIP-CN; Rapport CIP-CN-Modifications diverses du droit parlementaire
13) BO CN, 2018, p.1152
14) Communiqué de presse CER-CE du 21.01.2020
15) BO CN, 2020, pp.1241; Communiqué de presse CER-CN du 18.08.2020
16) BO CE, 2021, pp.1070 s.; Communiqué de presse CER-CE du 31.08.2021; Rapport CER-CE du 30.08.2021
17) Medienmitteilung FK-NR vom 2.3.20; Medienmitteilung FK-SR vom 26.3.19
18) Pa.Iv. 20.428
19) Pa.Iv. 20.426
20) AB NR, 2020, S. 1243 ff.
21) Medienmitteilung WAK-NR vom 14.10.20
22) AB SR, 2020, S. 1403 ff.; Bericht FK-SR vom 12.10.20
23) AB NR, 2021, S. 1965; Bericht WAK-NR vom 17.5.21
24) BBI, 2010, S. 5985 ff.; AB NR, 2010, S. 1525 ff. und 750; AB SR, 2010, S. 1085 ff. 
25) BBl, 2002, S. 4365 ff. und 5847 ff. (BR); AB SR, 2001, S. 253 ff., 377 und 554; AB NR, 2002, S. 763 ff., 858 und 1140; AS,
2002, S. 1643 f. ; BBl, 2002, S. 7126 und 7330; Presse vom 10.9. und 18.10.02.
26) BBl, 2003, S. 3111 ff.; Presse vom 10.1.-10.2.03. 
27) Amtl. Bull. NR, 1990, S. 16551T.; SoZ, 23.9.90; BZ, 26.9.90; SGT, 27.9.90; LNN, 28.9.90. Verhandl. B.vers., 1990, S. 90; Amtl.
Bull. NR, 1990, S. 1918; Amtl. Bull. NR., 1990, S. 1999; BZ, 8.2.91.
28) BBl, 1994, III, S. 1165 ff. und 1171 ff. Amtl. Bull. NR, 1994, S. 1118 f., Presse vom 16.5.94; NZZ, 4.6.94
29) Amtl. Bull. NR, 1994, S. 2449 ff.; Bund, 15.11.94
30) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 918 ff.
31) Amtl. Bull. StR, 1995, S. 300 ff. und 796; Amtl. Bull. NR, 1995, S. 1244 f. und 1689; AS, 1995, S. 4340 ff., Presse vom 5.5. und
10.11.95
32) Bericht SGK-NR vom 26.03.21
33) AB NR, 2021, S. 1352 ff.
34) Medienmitteilung SGK-NR vom 25.6.21
35) AB NR, 2021, S. 2692 f.
36) Medienmitteilung WAK-NR vom 13.5.20 
37) AB NR, 2021, S. 2213; Bericht WAK-NR vom 7.9.21; Medienmitteilung WAK-SR vom 15.4.21
38) BBl, 1997, III, S. 230 ff. und 241 ff. (BR); Amtl. Bull. NR, 1997, S. 695 ff.
39) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 1736 ff. ; BBl, 1997, III, S. 1339 ff. und BBl, 1997, IV, S. 841; Amtl. Bull. StR, 1997, S. 392 ff., 775 f. und
1280 f.
40) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 1757 ff.49; Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2829 und 2830; "Die Ergebnisse des Risikoausgleichs bis zum
Jahr 1996", in CHSS, 1998, S. 12 f.
41) AB NR, 1998, S. 408ff.; AB NR, 1998, S. 808; AB SR, 1998, S. 462; Die Standesinitiativen wurden abgeschrieben (Amtl. Bull.
StR, 1998, S. 632 ff.; Amtl. Bull. NR, 1998, S. 410 ff.)
42) AB NR, 1998, S. 2123ff.; AB NR, 1998, S. 2951f.; AB NR, 1998, S. 413ff.; AB SR, 1998, S. 1204f.; AB SR, 1998, S. 1402; AB SR,
1998, S. 406ff.; BBl, II, 1998, S. 1342f.; BBl, II, 1998, S.1335ff.
43) AB SR, 2004, S. 623 ff.; BaZ, 8.10.04.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 14


